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RECHTSGRUNDLAGEN

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplans sind:

Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist.

Landesbauordnung (LBO)
in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. BW 2010, 357, 358, ber. S. 416), die zuletzt durch Verord-
nung vom 21. Dezember 2021 (GBl. 2022 S. 1, 4) geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802) geändert worden ist.

Planzeichenverordnung (PlanZV)
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB am 21.11.2022

2. Ortsübliche Bekanntmachung gem. § 2 (1) BauGB am 24.02.2023

3. Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB vom 12.12.2022 bis 20.01.2023

4. Anhörung der Behörden gem. § 4 (1) BauGB vom 12.12.2022 bis 20.01.2023

5. Billigung des Bebauungsplanentwurfs
und Auslegungsbeschluss

am 24.07.2023

6. Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB,
Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB und
Beteiligung Nachbarkommunen gem. § 2 (2) BauGB

6.1 Bekanntmachung am 11.08.2023

6.2 Auslegungsfrist/Behördenbeteiligung vom 21.08.2023 bis 29.09.2023

6.3 Beteiligung der Nachbarkommunen vom 21.08.2023 bis 29.09.2023

7. Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB am 04.12.2023

8. Genehmigung gem. § 10 (2) BauGB am

9. Bekanntmachung gem. § 10 (3) BauGB am

Zur Beurkundung
Limbach, den .......................

------------------------------------
Bürgermeister
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TEXTLICHER TEIL
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen Festsetzungen und baurecht-
lichen Vorschriften, die verbindliche Regelungen der in § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch bezeichneten
Art enthalten, außer Kraft.

In Ergänzung der Planzeichnung und des Planeintrags wird Folgendes festgesetzt:

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-15 BauNVO)

1.1 SOPV - Sondergebiet Photovoltaikanlage (§ 11 Abs. 1 BauNVO)

Das Sondergebiet Photovoltaik dient der Errichtung und dem Betrieb von Photovoltaik-
anlagen. Zulässig sind Photovoltaikanlagen und Solarmodule und die zur Betreibung der
Photovoltaikanlagen notwendigen Nebenanlagen wie Transformatoren- und Wechsel-
richterstationen.

Innerhalb eines Jahres nach Ende der Nutzung ist die Fläche im Bereich des Sonderge-
bietes gem. § 9 Abs. 2 BauGB zurückzubauen und der landwirtschaftlichen Nutzung zu-
rückzuführen.

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO)

2.1 GRZ - Grundflächenzahl

Grundflächenzahl entsprechend Planeintrag.

Die Grundfläche berechnet sich aus der durch die Modultische überdeckten Fläche sowie
der für den Betrieb der Anlage notwendigen Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO, dabei
bleiben Um- und Durchfahrten unberücksichtigt.

2.2 Höhe der baulichen Anlagen

Die Höhe der Solar-Modultische darf bezogen auf die mittlere Geländehöhe, die nach
der Eckpunktmethode ermittelt wird, maximal 3,0 m betragen. Der Mindestabstand der
Module von der Geländeoberkante wird mit 0,8 m festgesetzt.

Die Höhe der Gebäude (Betriebsanlagen) darf bezogen auf die mittlere Geländehöhe, die
nach der Eckpunktmethode ermittelt wird, max. 4,0 m betragen.
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3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-
chen und Stellung der baulichen Anlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22-23 BauNVO)

3.1 Überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen bestimmen sich durch Baugrenzen
entsprechend Planeintrag.

Die zugelassenen baulichen Anlagen sind nur innerhalb der festgesetzten Baugrenzen
zugelassen. Außerhalb der Baugrenze sind ausnahmsweise zugelassen: Einfriedung und
Einrichtungen zum Brandschutz (z.B. Löschwassereinrichtungen), Leitungen und Kabel.

4. Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

4.1 Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Auf der privaten Grünfläche ist eine bauliche Nutzung nicht zulässig.

5. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB)

5.1 Maßnahme <1>: Einsaat und Pflege der Sondergebietsfläche

Alle Flächen innerhalb im Sondergebiet, die nicht für Modulständerung, Zufahrten und
Nebenanlagen beansprucht werden, sind mit Saatgut gesicherter Herkunft als artenrei-
ches Grünland einzusäen.

Die Flächen sind so zu pflegen, dass zumindest das Entwicklungsziel artenreiche Fett-
wiese erreicht werden kann. Die Flächen sind dazu i.d.R. ein- bis zweimal jährlich zu mä-
hen, wobei die erste Mahd frühestens im Juni, wenn möglich auch später erfolgen soll.
Das Mahdgut ist im Bereich der Umfahrten vollständig und im Bereich unter den Modu-
len soweit wie möglich abzuräumen. Alternativ ist auch eine Beweidung oder eine Be-
weidung mit Nachmahd zulässig.

Die Mulchmahd und der Einsatz von Dünger und Pflanzenschutzmitteln sind nicht zuläs-
sig.

Die Saatgutangaben im Anhang sind zu beachten.

5.2 Beleuchtung des Gebietes

Zum Schutz nachtaktiver Tiere ist eine Beleuchtung der Anlage nicht zulässig.
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5.3 Ausschluss unbeschichteter metallischer Dacheindeckungen und Fassaden-
verkleidungen

Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen sind unzu-
lässig.

5.4 Wasserdurchlässige Beläge

Wartungswege und Zufahrten sind so anzulegen, dass das Niederschlagswasser versi-
ckern kann (z.B. Rasengittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige
Pflasterung o. ä.). Der Unterbau ist auf den Belag abzustimmen.

5.5 Umzäunung des Gebietes

Die Umzäunung ist so nah wie Betrieb und Unterhaltung es erlauben an die mit Modulen
überstellte Fläche zu setzen.

Die maximale Zaunhöhe wird auf 2,50 m festgelegt. Es ist ein Bodenabstand von mindes-
tens 15 cm zwischen Geländeoberkante und Zaun einzuhalten, um Kleintieren eine Un-
terquerung zu ermöglichen.

Zulässig sind zudem wolfssichere Zäune, die in den Boden eingegraben werden. Die
Durchgängigkeit für Kleintiere ist bei solchen Zäunen durch entsprechende Einschlüpfe
mit mind. 15 x 15 cm im Abstand von maximal 10 m zu gewährleisten.

6. Pflanzgebote und Pflanzbindungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

6.1 Pflanzgebot (PFG): Private Grünfläche zur randlichen Eingrünung

Die private Grünfläche ist mindestens zu 75 % mit gebietsheimischen Sträuchern als Feld-
hecke zu bepflanzen. Pflanzvorgaben:

Hecke zwei- bis dreireihig Pflanzgröße 2xv, 60-100 cm

Pflanzabstand 1,5 m Reihenabstand 1,0 m

Es sind niedrigwüchsige und schnittverträgliche Gehölze zu pflanzen, die regelmäßig zu-
rückgeschnitten bzw. auf den Stock gesetzt werden können.

Mindestens 25 % und bis zu 50 % der als Hecke anzulegenden Fläche sind als Totholz-
oder Benjeshecken anzulegen. Dabei sind entlang der Einzäunung mind. 1,50 m hohe
Reisig- und Totholzhaufen anzulegen. Als Benjeshecke angelegte Abschnitte sollen nicht
länger als 30 m sein.

Die nicht bepflanzten Flächen sind als mehrjährige Blühstreifen mit einer Standzeit von
in der Regel 5 Jahren anzulegen. Eine Pflege der Flächen ist nicht erforderlich. Nach 5
Jahren werden die Flächen umgebrochen und neu eingesät.

Der Eingrünungsstreifen darf für Zufahrten zur Anlage unterbrochen werden. Die Verle-
gung unterirdischer Kabel ist zulässig.
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Die Ansaat bzw. Herstellung hat innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme des Solar-
parks zu erfolgen. Die Artenlisten und Saatgutmischungen im Anhang sind zu beachten.

Nach dem Rückbau der Anlage dürfen die Flächen wieder eine Sonderkultur- oder land-
wirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden.

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Die Photovoltaikanlagen innerhalb des Geltungsbereichs sind in Gestalt, Material und
Farbe einheitlich auszubilden.

Nebenanlagen, wie Trafo- oder Übergabestationen sind in gedeckten Farben in grau- bis
anthrazitfarbenen Farbtönen zu gestalten.

2. Einfriedungen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Einfriedungen sind sockellos bis zu einer Höhe von 2,50 m zzgl. der 0,15 m Bodenfreiheit
zulässig. Fundamente für Zaunpfähle sind zulässig. Die Farbgebung ist auf die Photovol-
taikanlage anzupassen.
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III. HINWEISE

1. Bodenfunde
Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese sind
unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen.

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktags nach der Anzeige in
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer
Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG).

Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen.

2. Archäologisches Kulturdenkmal
Durch die Planungen ist in Balsbach das archäologische Kulturdenkmal „Limes aus der
Römerzeit (Listen Nr. 1, ADAB ID 99695536)“ gem. § 2 DSchG BW betroffen.

Fachliche Bedenken seitens des Landesamtes für Denkmalpflege können nur unter Auf-
lagen zurückgestellt werden. Folgende Auflagen sind im Rahmen der Umsetzung des
Vorhabens im Bereich der Denkmalfläche zu berücksichtigen:

- Bodeneingriffe im Bereich der Denkmalfläche sind zu minimieren (z.B. Trafostation
aus der Denkmalfläche heraus verlegen).

- Beim Rückbau der Anlage ist auf das Denkmal Rücksicht zu nehmen (z.B. senkrech-
tes Herausziehen der Träger für die Modultische)

- Tiefpflügen zur Wiederherstellung der landwirtschaftlichen Fläche nach Rückbau
der Anlage ist im Denkmalbereich nicht gestattet.

- Sobald Detailpläne des Solarparks vorliegen, sind diese mit dem LAD, Archäologi-
sche Denkmalpflege frühestmöglich abzustimmen.

3. Altlasten
Werden bei Erdarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunreinigtes Aushubmaterial an-
getroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem Aushub zu trennen und gemäß § 3 Lan-
des-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz zu verfahren. Die Gemeinde und das Landratsamt sind umgehend über Art
und Ausmaß der Verunreinigung zu benachrichtigen.

Bei erheblichem Ausmaß sind die Arbeiten bis zur Klärung des weiteren Vorgehens vor-
läufig zu unterbrechen. Bezüglich des Entsorgungsweges und der Formalitäten gibt der
zuständige Abfallentsorger Auskunft.
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4. Bodenschutz
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes
(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV) wird hingewiesen.

Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten auszuhe-
ben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und
zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe auch § 202 BauGB).

Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen gewähr-
leisten (z.B. Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzenresten maximal 1,5 m,
Schutz vor Vernässung, Staunässe etc.).

Entsprechendes gilt für Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustelleneinrich-
tung. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die Bodenstruktur vor erheblichen und
nachhaltigen Veränderungen zu schützen. Zwischengelagerter Mutterboden ist wieder
anzudecken. Entstandene Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit auf-
zulockern.

Dies gilt auch für den Rückbau der Anlage am Ende der Nutzungszeit.  Zur Vermeidung
von Bodenverdichtungen sind bei hoher Bodenfeuchte Baggermatratzen zu verlegen
und/oder die Flächen nur mit kettenbetriebenen Fahrzeugen zu befahren.

5. Grundwasserfreilegung
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind dem Landratsamt als Untere Wasser-
behörde rechtzeitig vor Ausführung anzuzeigen.

Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Ar-
beiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und die Untere
Wasserbehörde ist zu benachrichtigen (§ 43 Abs. 6 WG).

Verunreinigungen bzw. Belastungen des Grundwassers können auch im überplanten Be-
reich grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden.

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewässer
ist unzulässig.

6. Geotechnik und Baugrunduntersuchung
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodäten im Ver-
breitungsbereich von Gesteinen der Plattensandstein-Formation.

Die im Untergrund anstehenden sehr harten Sandsteinbänke der Plattensandstein For-
mation können Violetthorizonte (fossile Bodenbildungen) enthalten, die in der Regel nur
eine geringe Festigkeit aufweisen. Es ist auf einen einheitlich tragfähigen Gründungsho-
rizont zu achten.
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Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch
ein privates Ingenieurbüro empfohlen.

7. Hinweise zum Artenschutz
Baufeldräumung und Gehölzrodung

Gehölze sind im Vorfeld geplanter Baumaßnahmen im Zeitraum von Oktober bis Februar
zu roden und zu räumen. Die Reisighaufen sind in diesem Zeitraum aus der Fläche zu
räumen.

Im Vorfeld von Bau- und Erschließungsarbeiten ist die krautige Vegetation im künftigen
Baufeld vom Beginn der Vegetationsperiode an bis zum Baubeginn alle zwei Wochen zu
mähen und das Mähgut abzuräumen. Damit wird verhindert, dass Bodenbrüter Nester
anlegen. Selbiges gilt, wenn zwar außerhalb der Brutzeit mit den Bauarbeiten begonnen
wird, diese sich aber in die Brutzeit hineinziehen und künftige Baufelder oder Teilbereiche
trotz bereits begonnener Arbeiten über längere Zeit brachliegen.

Auf § 44 Bundesnaturschutzgesetz wird verwiesen.

Vorgezogene Maßnahme (CEF) für Europäische Vogelarten

Vorsorglich wird zumindest eine Teilseite der Eingrünung (Ostrand oder Südrand) – ide-
alerweise aber die gesamte Eingrünung – bereits vor dem Baubeginn für den Solarpark
angelegt.

Da die Pflanzungen einen gewissen Zeitraum benötigen, um eine zur Brut geeignete
Höhe zu erreichen, werden mind. 25 % und bis zu 50 % der Eingrünungshecke als Tot-
holz- oder Benjeshecke angelegt.

Dazu werden Astteile und Schnittgut aufgeschichtet und wenn nötig randlich mit Pfosten
gesichert (vgl. Schemaskizze). Die Haufen sollten bei der Anlage eine Höhe von 1,50 m
bis 2,00 m haben. Das Schnittgut aus den Christbaumkulturen oder der gefällten Laub-
bäume kann hierzu verwendet werden. In die Benjeshecke können Initialpflanzungen ge-
bietsheimischer Sträucher gemäß Pflanzliste integriert werden.
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Wie die Reisighaufen in der Christbaumkultur zeigen, werden diese Strukturen bei ent-
sprechender Höhe unmittelbar von Goldammer, Neuntöter, Hänfling und Co. angenom-
men.

Die restliche Bepflanzung und die Einsaat der Restflächen als Blühstreifen/Blühfläche hat
dann innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme des Solarparks zu erfolgen.
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Maßnahme während der Baumaßnahme

Im Rahmen der Baumaßnahme sind die Waldränder und Saumstrukturen am Waldrand
nicht zu befahren. Baustelleneinrichtungen und Lagerflächen sind nicht am Waldrand
anzulegen.

8. Starkregenereignisse
Es wird darauf hingewiesen, dass im Geltungsbereich Überflutungen in Folge von Starkre-
genereignissen nicht auszuschließen sind, so dass bei Realisierung von Gebäudeteilen
unterhalb der angrenzenden Straßenoberkante das Thema Hochwassersicherheit /
Starkregenmanagement bei der Planung zu berücksichtigen ist. Beim Nachweis der
Überflutungssicherheit gelten die DIN EN 752 sowie die DIN 1986-100.

Zur Schadensbegrenzung bei außergewöhnlichen Ereignissen kommt dem gezielten Ob-
jektschutz im öffentlichen und privaten Bereich in Ergänzung zu temporärer Wasseran-
sammlung auf Frei- und Verkehrsflächen und schadensfreier Ableitung im Straßenraum
vorrangig Bedeutung zu. In diesem Zusammenhang ist das Merkblatt DWA-M 119 zu
beachten.

9. Errichtung einer Trafostation
Bei der Verwendung von ester- bzw. ölgekühlte Trafos, sind die Trafos jeweils mit einer
ausreichend dimensionierten und beständigen Auffangwanne entsprechend den Anfor-
derungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
(AwSV) auszurüsten, die das Auslaufen wassergefährdender Flüssigkeiten wirksam ver-
hindert.

10. Fernwasserleitung der Bodensee-Wasserversorgung
Durch das Plangebiet verlaufen Anlagen der Bodensee-Wasserversorgung (BWV).

Unter anderem sind der Bodensee-Wasserversorgung nachfolgend aufgeführte Maßnah-
men bzw. Planungen rechtzeitig vorab schriftlich zur Freigabe vorzulegen:

- Baumaßnahmen auf Flurstücken mit Versorgungsanlagen der BVW (Gebäude,
Wege- Gewässerausbau usw.)

- Geländeveränderungen (Abtragung, Aufschüttung, Befestigung etc.)
- Querungen von Ver- und Entsorgungsleitungen (Kanal, Wasser etc.)
- Maßnahmen außerhalb des Schutzstreifens, mit nachteiligen Beeinträchtigungen

auf BWV-Anlagen (Gründungen, Hangabtragungen u. ä.).

Zum sicheren Betrieb und zur Reduzierung von späteren Folgeaufwendungen bitten wir
die nachgenannten Punkte in Ihre weitere Planung einzubeziehen:
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- Bündelung von kreuzenden Ver- und Entsorgungsleitungen im Bereich von BWV-
Trassen.

- Gewährleistung des uneingeschränkten Zugangs zu den BWV-Anlagen durch Aus-
weisung von öffentlichen Flächen im Bereich des Schutzstreifens wie bspw. Grün-
flächen, Wege etc.

- Beim Durchfahren von Privatflächen ist mindestens alle 20 m eine direkte Zufahrts-
möglichkeit zu den Versorgungsanlagen der BWV über öffentliche Flächen oder
ausgewiesene Zufahrtswege zu gewährleisten. Dies gilt z. B. bei gebäuderückseiti-
ger Lage der Versorgungsanlagen mit Angrenzung an weitere private oder schwer
zugängliche Grundstücke.

- Übertrag der bestehenden Leitungsrechte der BWV auf neu ausgewiesene Grund-
stücke im Rahmen der Baulandumlegung, Flurbereinigung etc. Dies gilt auch für
öffentliche Flächen wie Straßen, Wege usw.

11. Telekommunikationslinie der Telekom
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Telekommunikationslinie müssen weiter-
hin, auch während und nach der Baumaßnahme gewährleistet bleiben.

12. Waldabstand
In Bezug auf den anliegenden Wald ist bei der geplanten PV-Anlage kein Waldabstand
gem. § 4 Abs. 3 LBO vorgeschrieben.

Auf die Gefahr von Schäden durch Windwurf und Windbruch an der PV-Anlage wird hin-
gewiesen. Durch die Einhaltung des Waldabstands können Schäden durch Windwurf und
Windbruch vermieden werden.
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IV. ARTEN- UND SORTENLISTEN
Verwendung von gebietsheimischen Gehölzen

Empfohlene Saatgutmischungen
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Aufgestellt:

Limbach, den ……

DIE GEMEINDE: DER PLANFERTIGER :

IFK - INGENIEURE
Partnerschaftsgesellschaft mbB

LEIBLEIN – LYSIAK – GLASER
EISENBAHNSTRASSE 26  74821 MOSBACH

E-Mail: info@ifk-mosbach.de

Ausfertigung:

Der textliche und zeichnerische Inhalt dieser Satzung stimmt mit dem Satzungsbeschluss des
Gemeinderates vom 04.12.2023 überein.
Die ordnungsgemäße Durchführung der o.g. Verfahrensschritte wird bestätigt.

Limbach, den Der Bürgermeister

(Siegel)


